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Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/127 

 09.12.2008 

 

Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Überleitung von Zuständigkeiten in der Gesundheit, im Arbeits-
schutz und in der Ernährung 

A) Problem 
Der Ministerpräsident hat am 30. Oktober 2008 gemäß Art. 49 Satz 1 der 
Verfassung Bestimmungen zur Ressortierung der Angelegenheiten der Ge-
sundheit, des Verbraucherschutzes, der Ernährung und des Arbeitsschutzes 
getroffen. Der Landtag hat dies durch Beschluss gemäß Art. 49 Satz 2 der 
Verfassung bestätigt. 
Es ist gemäß Art. 77 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung zwingend erforderlich, 
diese Organisationsentscheidung in den Rechtsvorschriften des bayerischen 
Landesrechts nachzuvollziehen. 
 
B) Lösung 
Durch den Gesetzentwurf werden die Zuständigkeiten in den Rechtsvor-
schriften des bayerischen Landesrechts 
─ hinsichtlich des Krankenhauswesens, der gesetzlichen Krankenversiche-

rung einschließlich des Vertragsarztrechts und der Aufsicht im Bereich 
der gesetzlichen Krankenversicherung auf das Staatsministerium für 
Umwelt und Gesundheit,  

─ hinsichtlich des Arbeitsschutzes einschließlich des technischen und stoff-
lichen Verbraucherschutzes sowie hinsichtlich der Überwachung über-
wachungsbedürftiger Anlagen auf das Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie und Frauen und 

─ hinsichtlich der Angelegenheiten der Ernährung auf das Staatsministeri-
um für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

übergeleitet. 
Hinsichtlich des Verbraucherschutzes bedarf es keiner Überleitung auf das 
Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, da es für den wirt-
schaftlichen Verbraucherschutz bislang keine ausdrückliche gesetzliche Zu-
ständigkeitsbestimmung gibt und die Bereiche des gesundheitlichen, techni-
schen und stofflichen Verbraucherschutzes vom Staatsministerium für Um-
welt und Gesundheit bzw. vom Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen wahrgenommen werden. Das Verbraucherinforma-
tionsgesetz betrifft im Wesentlichen den Umgang mit und die Kennzeich-
nung von Lebensmitteln und verbleibt daher im Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit. 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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C) Alternativen 
Keine 
 
D) Kosten 
Durch den Gesetzentwurf werden keine Kosten ausgelöst, da lediglich die 
vom Landtag bestätigte Organisationsentscheidung des Ministerpräsidenten 
vom 30. Oktober 2008 nachvollzogen werden soll.        
 



Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache16/127  
 09.12.2008 
 

Gesetzentwurf 
zur Überleitung von Zuständigkeiten in der Gesundheit, 
im Arbeitsschutz und in der Ernährung 

 

Art. 1 
Angelegenheiten des Krankenhauswesens  

und der gesetzlichen Krankenversicherung  

(1) 1Die durch Vorschriften des bayerischen Landesrechts 
für das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen begründeten Zuständigkeiten für die 
Angelegenheiten des Krankenhauswesens, der gesetzlichen 
Krankenversicherung einschließlich des Vertragsarztrechts 
sowie der Aufsicht über die Träger der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, deren Verbände und – bezüglich der ge-
setzlichen Krankenversicherung – die Versicherungsbehör-
den stehen dem Staatsministerium für Umwelt und Ge-
sundheit zu. 2Dies gilt im Besonderen für die Zuständigkei-
ten des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen nach 

1. dem Bayerischen Krankenhausgesetz (BayRS 2126-8-A), 

2. Art. 7 Abs. 1, soweit die gesetzliche Krankenversiche-
rung betroffen ist, und Art. 9 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Sozialgesetze (BayRS 86-7-A) 

sowie den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in den 
in Satz 1 bezeichneten Angelegenheiten erlassen worden 
sind. 3Entsprechendes gilt für die Zuständigkeiten des den 
Geschäftsbereich Arbeit und Sozialordnung, Familie und 
Frauen leitenden Mitglieds der Staatsregierung. 

(2) Vom Übergang nach Abs. 1 ausgeschlossen ist die Zu-
ständigkeit des Staatsministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen für das Unterbringungswesen 
einschließlich der Fachaufsicht über den Vollzug der Un-
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in 
einer Entziehungsanstalt auf Grund einer strafgerichtlichen 
Entscheidung sowie die Aufsicht über die forensisch-psy-
chiatrischen Ambulanzen, in denen Straftäter, die aus dem 
Maßregelvollzug entlassen wurden oder deren Maßregel 
zur Bewährung ausgesetzt wurde, betreut werden. 

 
Art. 2 

Angelegenheiten des Arbeitsschutzes 

(1) 1Die durch Vorschriften des bayerischen Landesrechts 
für das Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz begründeten Zuständigkeiten für die Ange-
legenheiten des Arbeitsschutzes einschließlich des techni-
schen und des stofflichen Verbraucherschutzes, des Ar-
beitszeitschutzes, des Sonderarbeitsschutzes für Jugendli-
che und Frauen, der Arbeitsmedizin mit den Berufskrank-

heiten, der Gewerbeaufsicht einschließlich der Chemika-
liensicherheit und der Röntgenverordnung sowie für die 
Überwachung überwachungsbedürftiger Anlagen, soweit 
nicht die Zuständigkeit eines anderen Staatsministeriums 
gegeben ist, stehen dem Staatsministerium für Arbeit und 
Soziales, Familie und Frauen zu. 2Dies gilt im Besonderen 
für die Zuständigkeit des Staatsministeriums für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz nach 
1. dem Bayerischen Arbeitsschutz-Zuständigkeitsgesetz 

(BayRS 805-1-UG),  
2. dem Abkommen über die Zentralstelle der Länder für 

Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle 
der Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des 
Gefahrstoffrechts (BayRS 805-7-UG) 

sowie den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in den 
in Satz 1 bezeichneten Angelegenheiten erlassen worden 
sind. 3Entsprechendes gilt für die Zuständigkeiten des den 
Geschäftsbereich Umwelt und Gesundheit leitenden Mit-
glieds der Staatsregierung. 

(2) 1Soweit Behörden und Einrichtungen schwerpunktmä-
ßig für Angelegenheiten des Abs. 1 Satz 1 zuständig sind 
und dem Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz nachgeordnet waren, sind sie dem 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie 
und Frauen in gleicher Weise nachgeordnet. 2Ermächti-
gungen der Staatsregierung und des Staatsministeriums zur 
Einrichtung der Behörden im Einzelnen bleiben unberührt. 

 
Art. 3 

Angelegenheiten der Ernährung 
1Die durch Vorschriften des bayerischen Landesrechts für 
das Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz begründeten Zuständigkeiten für Angele-
genheiten der Ernährung stehen dem Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu. 2Dies gilt im 
Besonderen für die Zuständigkeit des Staatsministeriums 
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz nach Art. 3 
Abs. 1 Nr. 1 und Art. 34 des Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetzes (BayRS 2120-1-UG), soweit aus-
schließlich oder im Schwerpunkt Angelegenheiten der 
Ernährung betroffen sind. 3Entsprechendes gilt für die Zu-
ständigkeiten des den Geschäftsbereich Umwelt und Ge-
sundheit leitenden Mitglieds der Staatsregierung. 

 
Art. 4 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits- und Ve-
terinärdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz 
sowie die Lebensmittelüberwachung (Gesundheitsdienst- 
und Verbraucherschutzgesetz – GDVG) vom 24. Juli 2003 
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(GVBl S. 452, ber. S. 752, BayRS 2120-1-UG), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 464), 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

„(2) Soweit das Landesamt für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit Fachaufgaben des techni-
schen, sozialen und medizinischen Arbeitsschutzes 
sowie des technischen und stofflichen Verbrau-
cherschutzes (mit Ausnahme des Schutzes vor io-
nisierender und nicht ionisierender Strahlung, der 
Anlagensicherheit und der physikalischen Mess-
technik) wahrnimmt, untersteht es insoweit der 
Fachaufsicht des Staatsministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie und Frauen.“ 

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden Abs. 3 bis 5. 

2. Art. 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „Abs. 2“ durch 
die Worte „Abs. 3“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „Abs. 4“ durch 
die Worte „Abs. 5“ ersetzt. 

(2) In Art. 32 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Gesetzes über 
die Berufsausübung, die Berufsvertretungen und die Be-
rufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apothe-
ker sowie der Psychologischen Psychotherapeuten und der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Heilberufe-
Kammergesetz - HKaG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Februar 2002 (GVBl S. 42, BayRS 2122-3-
UG), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 
2008 (GVBl S. 132), werden die Worte „im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen“ gestrichen. 

(3) Das Gesetz über den Vollzug des Tierseuchenrechts 
(BayRS 7831-1-UG), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 118 
des Gesetzes vom 7. August 2003 (GVBl S. 497), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, Art. 4 Abs. 2 Satz 3, 
Art. 5b Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 Nr. 5 und Abs. 2 
Satz 2 Nr. 2 sowie Art. 5c Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 
Sätze 1 und 2 werden jeweils die Worte „Arbeit und 
Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch 
die Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

2. Art. 5f wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) In Satz 1 werden die Worte „Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die 
Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

3. In Art. 6 sowie in Art. 8a Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und 
Abs. 2 werden jeweils die Worte „Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die 
Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

(4) In § 1 Abs. 4 der Verordnung zum Vollzug tierschutz-
rechtlicher Vorschriften vom 26. März 1999 (GVBl S. 144, 
BayRS 7833-1-1-UG) werden die Worte „Arbeit und Sozi-
alordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die 
Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

 
Art. 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 30. Oktober 2008 
in Kraft.  

(2) 1Mit Ablauf des 29. Oktober 2008 treten außer Kraft: 
1. das Gesetz über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in 

der Ernährung und im Verbraucherschutz vom 
9. April 2001 (GVBl S. 108, BayRS 1102-10-S), geän-
dert durch Art. 37 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes vom 
24. Juli 2003 (GVBl S. 452), 

2. das Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten vom 
23. Juli 1993 (GVBl S. 496, BayRS 1102-7-S) und  

3. das Dritte Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten 
vom 29. Dezember 1998 (GVBl S. 1013, BayRS 1102-
9-S).  

2Die durch die aufgehobenen Vorschriften eingetretenen 
Rechtswirkungen bleiben unberührt. 

 
 
 
Begründung: 

A. Allgemeines 

Der Landtag hat durch Beschluss vom 30. Oktober 2008 gemäß 
Art. 49 Satz 2  der Verfassung die Bestimmung des Ministerprä-
sidenten zu Umressortierungen in den Bereichen Gesundheit, 
Arbeitsschutz, Ernährung und Verbraucherschutz bestätigt. Es 
ist erforderlich, die neue Geschäftsverteilung in den Rechtsvor-
schriften des bayerischen Landesrechts nachzuvollziehen.  
 
B. Einzelbegründung 

Zu Art. 1 

Art. 1 Abs. 1 bestimmt, dass die Zuständigkeiten des Staatsminis-
teriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 
(StMAS) hinsichtlich der Angelegenheiten des Krankenhauswe-
sens, der gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V) einschließ-
lich des Vertragsarztrechts sowie der Aufsicht über die Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung, deren Verbände und – bezüg-
lich der gesetzlichen Krankenversicherung – die Versicherungsbe-
hörden entsprechend der Organisationsentscheidung des Minister-
präsidenten vom 30. Oktober 2008 auf das Staatsministerium für 
Umwelt und Gesundheit (StMUG) übergegangen sind. Die gene-
ralklauselartig gefasste Vorschrift zählt die insoweit auf das 
StMUG übergeleiteten Angelegenheiten unter Hervorhebung be-
sonderer gesetzlicher Zuständigkeiten in Satz 2 auf und vermeidet 
damit die Einzeländerung von Zuständigkeitsvorschriften. Der Be-
reich der Landwirtschaftlichen Krankenkasse bleibt als Teil eines 
Sondersystems der Landwirtschaftlichen Sozialversicherung von 
der Zuständigkeitsübertragung für den Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung ebenso unberührt wie die übrigen Zweige 
der Sozialversicherung. Das Landesprüfungsamt für Sozialversi-
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cherung ressortiert als rechtlich unabhängige Prüfinstanz für alle 
Zweige der Sozialversicherung weiterhin insgesamt beim StMAS. 

Art. 1 Abs. 2 stellt klar, dass die Zuständigkeit des StMAS für das 
Unterbringungswesen einschließlich der Fachaufsicht über den 
Vollzug der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
oder in einer Entziehungsanstalt auf Grund einer strafgerichtlichen 
Entscheidung vom Aufgabenübergang ausgeschlossen ist. Glei-
ches gilt für die Aufsicht über die forensisch-psychiatrischen 
Ambulanzen, in denen Straftäter, die aus dem Maßregelvollzug 
entlassen wurden oder deren Maßregel zur Bewährung ausgesetzt 
wurde, betreut werden. 

Zu Art. 2 

Durch Art. 2 Abs. 1 wird in den Vorschriften des bayerischen 
Landesrechts nachvollzogen, dass die Zuständigkeiten des bishe-
rigen Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz für die Angelegenheiten des Arbeitsschutzes ein-
schließlich des technischen und des stofflichen Verbraucherschut-
zes, des Arbeitszeitschutzes, des Sonderarbeitsschutzes für Ju-
gendliche und Frauen, der Arbeitsmedizin mit den Berufskrank-
heiten, der Gewerbeaufsicht einschließlich der Chemikaliensi-
cherheit und der Röntgenverordnung sowie für die Überwachung 
überwachungsbedürftiger Anlagen, soweit nicht die Zuständigkeit 
eines anderen Staatsministeriums gegeben ist, dem StMAS zuste-
hen. Die generalklauselartig gefasste Vorschrift zählt (wie in 
Art. 1 Abs. 1) die auf das StMAS übergeleiteten Angelegenheiten 
unter Hervorhebung besonderer gesetzlicher Zuständigkeiten in 
Satz 2 auf und vermeidet damit die Einzeländerung von Zustän-
digkeitsvorschriften. 

Art. 2 Abs. 2 ordnet die Behörden und Einrichtungen dem StMAS 
unmittelbar nach, die in den übergeleiteten Angelegenheiten für 
den Arbeitsschutz bisher als dem Staatsministerium für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz unmittelbar nachgeordnete Be-
hörden und Einrichtungen tätig waren. Dies betrifft in erster Linie 
die den Regierungen angegliederten Gewerbeaufsichtsämter. Die 
Vorschrift des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GDVG, nach der das Lan-
desamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, das auch Auf-
gaben des technischen, sozialen und medizinischen Arbeitsschut-
zes wahrnimmt, dem StMUG unmittelbar nachgeordnet ist, bleibt 
unberührt. Gleiches gilt für die Vorschrift des Art. 5 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Zuständigkeiten in der Landesentwicklung und 
in den Umweltfragen (LEntwUmweltZustG), wonach das Lan-
desamt für Umwelt, das auch Aufgaben des Schutzes vor ionisie-
render und nicht ionisierender Strahlung wahrnimmt (Art. 5 
LEntwUmweltZustG), dem StMUG unmittelbar nachgeordnet ist. 
Die fachliche Aufsicht für die durch Art. 2 Abs. 1 übergeleiteten 
Angelegenheiten, für die im nachgeordneten Bereich in Teilen das 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit bzw. das 
Landesamt für Umwelt zuständig sind, obliegt dem zuständigen 
StMAS. 

Zu Art. 3 

Die Angelegenheiten der Ernährung, soweit für diese bislang das 
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
zuständig war, gehen entsprechend der Organisationsentscheidung 
des Ministerpräsidenten vom 30. Oktober 2008 auf das Staatsmi-
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) 
über. Dies gilt im Besonderen für die Zuständigkeit des Staatsmi-
nisteriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz nach 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 und Art. 34 GDVG, soweit ausschließlich oder 

im Schwerpunkt Angelegenheiten der Ernährung betroffen sind. 
Soweit für die übergeleiteten Angelegenheiten im nachgeordneten 
Bereich die Regierungen, die Kreisverwaltungsbehörden und das 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zuständig 
sind, obliegt die Fachaufsicht dem zuständigen StMELF. 

Zu Art. 4 

Zu Abs. 1 

Das Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ist eine 
dem StMUG unmittelbar nachgeordnete Behörde. Soweit sie aber 
mit Fachaufgaben in den Bereichen des Arbeitsschutzes sowie des 
technischen und stofflichen Verbraucherschutzes befasst ist, un-
tersteht sie künftig auf Grund der Umressortierung der Fachauf-
sicht des StMAS. Dies wird durch Abs. 1 entsprechend der bereits 
bestehenden Regelung des Art. 5 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Zuständigkeiten in der Landesentwicklung und in den Umweltfra-
gen normiert. 

Zu Abs. 2 

In Art. 32 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Heilberufe-Kammerge-
setzes, der die Zulassung von Weiterbildungsstätten für Ärzte 
regelt, werden die Worte „im Einvernehmen mit dem Staatsminis-
terium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen“ gestri-
chen, nachdem die Zuständigkeit für das Krankenhauswesen auf 
das Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit übergegangen 
ist. 

Zu Abs. 3 und 4 

Im Hinblick auf die Aufhebung des Gesetzes über Zuständigkeiten 
in der Gesundheit, in der Ernährung und im Verbraucherschutz 
vom 9. April 2001 (GVBl S. 108, BayRS 1102-10) durch Art. 5 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden zum Zwecke der Klarstellung im Ge-
setz über den Vollzug des Tierseuchenrechts (BayRS 7831-1-UG) 
jeweils die Worte „Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit“ durch die Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 
Gleiches gilt für §  1 Abs. 4 der Verordnung zum Vollzug tier-
schutzrechtlicher Vorschriften (BayRS 7833-1-1-UG).  

Zu Art. 5 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Da durch die Bestimmung 
des Ministerpräsidenten und deren Bestätigung durch Beschluss 
des Landtags vom 30. Oktober 2008 die Geschäftsbereiche der 
Staatsministerien für Umwelt und Gesundheit, für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten sowie für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen bereits geändert wurden, sind die durch dieses 
Gesetz nachgezeichneten Zuständigkeiten bereits erfolgt. Das Ge-
setz tritt daher rückwirkend zum 30. Oktober 2008 in Kraft.  

Das Gesetz über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in der Ernäh-
rung und im Verbraucherschutz vom 9. April 2001 (GVBl S. 108, 
BayRS 1102-10-S) hat keine Bedeutung mehr und wird im Inte-
resse der Rechtsbereinigung und der Rechtsvereinfachung aufge-
hoben. Aus den gleichen Gründen können auch das Gesetz zur 
Überleitung von Zuständigkeiten vom 23.07.1993 (GVBl S. 496, 
BayRS 1102-7-S) und das Dritte Gesetz zur Überleitung von 
Zuständigkeiten vom 29.12.1998 (GVBl S. 1013, BayRS 1102-9-
S) aufgehoben werden. Es wird (wie in Aufhebungsgesetzen 
üblich) klargestellt, dass die durch die aufgehobenen Vorschriften 
eingetretenen Rechtswirkungen unberührt bleiben.      

  

 



Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl:  Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Überleitung von Zuständigkeiten in der Gesundheit, im Arbeitsschutz und in 

der Ernährung (Drs. 16/127) 

- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung begründet. Das Wort hat Herr 

Staatsminister Schneider.

Staatsminister Siegfried Schneider (Staatskanzlei):  Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

Kolleginnen und Kollegen! Der Bayerische Landtag hat am 30. Oktober 2008 gemäß 

Artikel 49 Satz 2 der Bayerischen Verfassung die Bestimmungen des Ministerpräsiden­

ten zur neuen Abgrenzung der Staatsministerien bestätigt.

Damit haben sich folgende Änderungen ergeben: Die Zuständigkeit für das Krankenh­

auswesen, für die gesetzliche Krankenversicherung einschließlich des Vertragsarzt­

rechts und für die Aufsicht im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung liegt 

nunmehr beim Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit. Beim Staatsministerium 

für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen ressortieren der Arbeitsschutz ein­

schließlich des technischen und stofflichen Verbraucherschutzes sowie die Überwa­

chung überwachungsbedürftiger Anlagen, soweit nicht die Zuständigkeit eines anderen 

Staatsministeriums gegeben ist. Die Angelegenheiten der Ernährung wurden vom bis­

herigen Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz auf das 

Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten übertragen. Das neu be­

zeichnete Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz erhielt ­ wie das der 

Name sagt ­ die Zuständigkeit für die Verbraucherschutzpolitik.

Für die auf das Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz übergegange­

nen Aufgaben gibt es keine ausdrücklichen gesetzlichen Zuständigkeitsbestimmungen. 

Im Übrigen ist es jedoch erforderlich, die Rechtsvorschriften des bayerischen Landes­

rechts an die vom Hohen Haus bestätigte Organisationsentscheidung des Ministerprä­

Protokollauszug
9. Plenum, 17.12.2008 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 1 

descendant::redner%5Bbeitrag/@typ='Aufruf%20TOP'%5D/@link
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=16&DOKUMENT_DOKUMENTNR=127&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000059.html


sidenten anzupassen. Mit dem Gesetzentwurf sollen also die vom Landtag bereits 

bestätigten Änderungen im Sinne der Rechtsklarheit in die Vorschriften des bayerischen 

Landesrechts eingehen. Deshalb bitte ich um zügige Beratung der Vorlage.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl:  Ich eröffne die Aussprache. Die Redezeit be­

trägt pro Fraktion fünf Minuten. Die erste Rednerin ist Frau Sonnenholzner.

Kathrin Sonnenholzner (SPD):  Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Die SPD­

Fraktion hat bereits  bei der vom Ministerpräsidenten skizzierten Abgrenzung der Mini

sterien zu diesen Umressortierungen kritisch Stellung genommen. Das wird sich an 

dieser Stelle  nicht ändern.

Wir gestehen zu, dass es viele Schnittstellen­Problematiken gibt, die sich schwer oder 

an manchen Stellen überhaupt nicht lösen lassen. Allerdings ist die Ausführung zur 

Umressortierung der Gesundheit relativ sinnentleert. Sie haben die Zuständigkeiten für 

das Krankenhauswesen aus dem Sozialministerium in das Umwelt­ und Gesundheits­

ministerium gegeben und begründen das mit der demografischen Entwicklung. Sie 

haben aber den Bereich, der für die Demographie die entscheidende Rolle spielt, näm­

lich die Zuständigkeit für die Pflegekassen, im Sozialministerium belassen. Sie schaffen 

völlig unnötigerweise zusätzliche und sehr schwierige Schnittstellen, die in der täglichen 

Arbeit zu großen Reibungsverlusten führen werden.

Der technische Verbraucherschutz ist unproblematisch, weil bisher keine Zuständigkeit 

gegeben war. Die Ansiedlung im Justizministerium ist wahrscheinlich vernünftig.

Wegen der Ernährungsberatung gibt es sicherlich gute Gründe zu sagen, dass Ernäh­

rung und Landwirtschaft eng zusammen gehören. Aber die Landwirtschaft und die 

Ernährung sind  nicht die einzigen Aspekte, sondern die Ernährung hat insbesondere im

Zusammenhang mit den Lebensmittelskandalen sehr viel mit dem Umweltbereich zu tun. 

Deshalb halten wir die Regelung nicht für sachgerecht. Hätten Sie etwas für die Ernäh­
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rung tun wollen, wäre es besser gewesen, in der letzten Legislaturperiode die Ernäh­

rungsberatung nicht abzuschaffen.

(Beifall bei der SPD)

Das hätte den Menschen mehr geholfen als eine erneute Umressortierung. Die SPD ist 

der Meinung, dass der Impetus für die Umressortierung mehr taktische Personalüber­

legung der Staatsregierung beinhaltet als die Fragestellung, wie man die anstehenden 

Sachfragen vernünftig lösen kann. An der einen oder anderen Stelle drängt sich der 

Eindruck auf, dass es sich um eine "Lex Söder" handelt, weil die entscheidenden Umres­

sortierungen in den Bereich Gesundheit gehen. Wir haben diesen Eindruck, und den 

werden Sie auch nicht verwischen können.

Ansonsten ist die Umressortierung ein Beschäftigungsprogramm für Umzugsunterneh­

men, die die rein mechanische Bewältigung der Umressortierung zwischen Arbeitsmi­

nisterium und Umweltministerium vornehmen sollen. Sie schaffen eine Menge 

Reibungsverluste. Sie haben einige Monate im Wesentlichen damit verbracht, Stühle zu 

rücken, Schreibtische umzustellen und die entsprechenden Akten einzuordnen. Wir hal­

ten das nicht für sinnhaft und werden auch nicht zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl:  Nächste Wortmeldung: Herr Kreuzer.

Thomas Kreuzer (CSU):  Frau Präsidentin, Hohes Haus! Wir hätten diesen Punkt in der 

Ersten Lesung durchaus ohne Aussprache an die Ausschüsse verweisen können, da 

wir die Angelegenheit bereits bei der Ressorteinteilung besprochen haben. Ich will mich 

deswegen kurz fassen.

Wir haben gemäß Artikel 49 Satz 2 der Verfassung die Ressorteinteilung des Minister­

präsidenten bestätigt und müssen dies trotzdem gemäß Artikel 77 Absatz 1 Satz 1 der 

Verfassung in Rechtsvorschriften umsetzen. Das ist das Gesetz, das jetzt auf den Weg 

gebracht worden ist.
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Wir halten diese Einteilung nach wie vor für sinnvoll. Es war immer ein Problem, dass 

wir ein Ministerium hatten, das für Gesundheit zuständig ist aber nicht für die Kranken­

häuser und das Vertragsarztwesen. Als Abgeordneter muss man aufpassen, welchem 

Minister bei Problemen man eine Sache zuleitet. Mit scheint es sinnvoller zu sein, den 

ganzen Gesundheitsbereich inklusive der Krankenhäuser und des Vertragsarztwesens 

in einem Haus zusammenzufassen. Damit ist die Zuständigkeit klar. Man könnte die 

Pflegeheime auch dazu geben, wie das angesprochen worden ist. Meines Erachtens ist 

das aber ein anderer Bereich als der reine Gesundheitsbereich.

Bezüglich des technischen Umweltschutzes haben Sie keine Ausführungen gemacht. 

Bezüglich der Ernährung halte ich es  für richtig, dass wir diesen Schritt vollziehen und

diesen Bereich zum Landwirtschaftsministerium geben. Das schließt nicht aus, dass 

gesundheitliche Aspekte  auch anderweitig behandelt werden können. Die eigentliche

Neuerung ist, dass das Justizministerium eine weitere Zuständigkeit bekommt. Das ist 

nicht innerhalb des Gesetzes,  aber im Gesamtpaket zu sehen. Es handelt sich um einen

Querschnittsbereich und um ein Initiativrecht in anderen Bereichen, wenn Belange des 

Verbraucherschutzes berührt sind. In Berlin liegt das Initiativrecht beim Bundesminister 

für Ernährung und Landwirtschaft. Wir glauben, dass es einen Versuch wert ist, den 

Verbraucherschutz zu stärken, was von allen gewollt ist. Ich beantrage, den Gesetzent­

wurf an die Ausschüsse zu verweisen und bitte um zügige Beratung.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl:  Ich bitte Herrn Dr. Vetter an das Pult.

Dr. Karl Vetter (FW):  Sehr verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich komme heute ganz überraschend als Gleichstellungsbeauftragter der Freien Wähler 

zu meiner "Jungfernrede". Dabei möchte ich vorausschicken: "Jungfernrede/Jungmann­

rede".

Zur Sache. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Entscheidung ist gefallen, aber aus for­

malen Gründen haben die Freien Wähler Kritik anzubringen. Gesundheitspolitik ist ein 
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wesentlicher Bestandteil der Sozialpolitik. Das Sozialgesetzbuch V isoliert aus den So­

zialgesetzbüchern herauszunehmen, ist unseres Erachtens weder sachgerecht noch 

zielführend. Deshalb wird die Eingliederung des Bereiches Gesundheit in das Staats­

ministerium für Umwelt von den Freien Wählern politisch abgelehnt. Es ist ja nur mehr 

eine formale Geschichte. Gerade der ehemalige Bundesgesundheitsminister Seehofer 

sollte die Bedeutung des Politikfeldes Gesundheit aus eigener Erfahrung erkennen kön­

nen.

Das nächste Jahr bringt entscheidende Veränderungen im Gesundheitswesen. Wir 

haben den Gesundheitsfonds; dazu sage ich nur zwei Stichworte: einheitlicher Beitrags­

satz und Länderrisikostrukturausgleich. Wir haben die Einführung der elektronischen 

Gesundheitskarte und die MVZ ­ die Medizinischen Versorgungszentren. Das wird uns 

in der nächsten Zeit sehr beschäftigen. Dazu zwei, drei Gedanken von mir schon vorweg: 

Ich halte es für einen Skandal, dass Politiker in Deutschland es erlaubt haben, dass 

medizinfremde, börsennotierte Unternehmen, Krankenkassen, nach dem Prinzip des 

Shareholder­Value auch in die Medizin einsteigen und bestimmen, was Sache ist. Das 

kann auf Dauer nicht so sein.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Ich persönlich komme aus der Praxis und aus dem ländlichen Raum, aus einem ländlich 

strukturierten Raum. Wir haben hier tagelang über die Milliardendefizite bei der Landes­

bank gesprochen. Hier geht es um noch mehr als um Geld, denn hier geht es letztendlich 

um Leben und Tod. Darum werden wir Freien Wähler aufpassen, was mit den Medizi­

nischen Versorgungszentren in den nächsten Monaten und Jahren passiert. Ich bitte hier 

auch um Unterstützung der anderen Fraktionen in dieser Richtung.

Wie gesagt: Wir stimmen zu, wenn auch mit etwas Bauchgrimmen. Ich bin aber zuver­

sichtlich, wenn ich die Besetzung in unserem Umwelt­ und Gesundheitsausschuss 

anschaue, dass es uns gelingen wird, für die Bürger in unserem Lande, was die Ge­

sundheit betrifft, in den nächsten Jahren einiges Positive zu bewirken.
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(Beifall bei den Freien Wählern)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl:  Danke, Herr Kollege, für Ihre "Jungmannrede". 

Selbstverständlich ist es Ihnen unbenommen, dass Sie ein Mann sind. Ich möchte Ihre 

Anregung aufgreifen: Wir sollten uns hier im Plenum alle einer sauberen Sprache be­

fleißigen, das heißt die weibliche Form dort zu benützen, wo sie hingehört. Aber in der 

Debatte zum Gendergesetz werden wir sicher noch ausreichend Gelegenheit haben, 

hierüber zu diskutieren.

Als Nächste hat sich meine Kollegin Ulrike Gote zu Wort gemeldet. Bitte.

Ulrike Gote (GRÜNE):  Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

Sie haben sich wahrscheinlich schon gewundert, warum wir bei diesem Gesetzentwurf 

in der Ersten Lesung eine Aussprache beantragt haben. Herr Kreuzer, Sie haben es ja 

gesagt. ­ Jetzt ist er gar nicht mehr da. Er hätte den Gesetzentwurf auch ohne Ausspra­

che und offensichtlich ohne Anwesenheit durchaus in die Ausschüsse verweisen kön­

nen.

Uns war es dennoch wichtig, hier dazu zu sprechen, weil wir zum einen, wie die Vor­

redner und Vorrednerinnen zum Teil gesagt haben, schon Kritik am Zuschnitt geäußert 

haben, der jetzt durch das Gesetz nachvollzogen werden soll, zum anderen aber, weil 

sich in den letzten Wochen zum Teil auch neu gezeigt hat, weshalb dieser Zuschnitt des 

Ministeriums oder die Zuordnung der Zuständigkeiten zu den verschiedenen Ministerien 

eben nicht sachgerecht ist. Wir hielten im Unterschied zu manch anderen hier im Hause 

die Neuordnungen im Bereich Verbraucherschutz, konkret die größere Kompetenz des 

Justizministeriums für den Verbraucherschutz, ja durchaus für chancenreich. Das 

Staatsministerium für Justiz heißt jetzt auch ausdrücklich "Ministerium für Justiz und 

Verbraucherschutz". Uns hat auch wirklich interessiert, was es mit dem besonderen In­

itiativrecht dieses Ministeriums in Sachen Verbraucherschutz denn auf sich hat. Wir 

haben die Chance gesehen, tatsächlich alle Angelegenheiten des Verbraucherschutzes 

in einem Ministerium zu bündeln und damit den Verbraucher­ und Verbraucherinnen­
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schutz, Frau Präsidentin, als Ganzes zu stärken. Aber bereits jetzt haben wir große 

Zweifel daran, ob das von der CSU und der Staatsregierung so ernst gemeint war.

Das Beispiel, das ich Ihnen nennen werde, betrifft das dioxinverseuchte Fleisch aus 

Irland. Wir haben uns gefragt: Wo war denn da das schlagkräftige Justizministerium mit 

seinem Initiativrecht? Da haben wir leider nichts wahrnehmen können. Deshalb woillen 

wir heute die Gelegenheit nutzen, um Sie noch einmal zu warnen. Denn wir fürchten, 

dass die Strukturen, die Sie jetzt geschaffen haben, unübersichtlich sind. Auch wir haben 

in der Vorbereitung eines Antrags zu diesem Thema nicht gewusst, an wen wir uns ei­

gentlich konkret wenden sollen, welches Ministerium dafür zuständig ist. Mit diesen 

unklaren Strukturen sind Sie den Herausforderungen im Verbraucher­ und Verbrauche­

rinnenschutz nicht gewachsen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das zweite Problem, und auch dieses Problem müssen wir hier heute noch einmal an­

sprechen, ist die Janusköpfigkeit des Gesundheits­ bzw. Umweltministeriums. Hier 

wurde zusammengefügt, was nicht zusammengehört, wie in einem Überraschungsei: Ja 

hoppla, da sind ja auf einmal zwei Ministerien in einem, die nichts miteinander zu tun 

haben und nebeneinanderher arbeiten, ohne Bezug und Verschränkung. Darunter leiden 

auch die Mitglieder dieses Hauses, die dies im Ausschuss nachvollziehen müssen. Das 

gibt Probleme in der täglichen Arbeit und in der Zusammenarbeit des Parlaments mit der 

Staatsregierung. Darauf wollen wir noch einmal hinweisen. Wir halten die Lösung, die 

Sie uns hier heute im Gesetzentwurf präsentieren, nicht für sachgerecht, nicht für ziel­

führend und werden ihr am Ende auch nicht zustimmen können.

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl:  Frau Kollegin gestatten Sie eine Zwischen­

frage des Herrn Kollegen König?

Ulrike Gote (GRÜNE):  Der Kollege kann sich dann im Ausschuss zu Wort melden.
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Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl:  Herr Kollege, Sie haben es gehört: Die Frau 

Kollegin bittet Sie um eine reguläre Wortmeldung.

Sie möchten sich jetzt aber nicht melden, Herr König? ­ Nein. Okay.

Die Aussprache ist damit geschlossen. Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage 

ich vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 

und Verbraucherschutz zu überweisen. Besteht hiermit Einverständnis? ­ Das ist so. 

Damit ist das so beschlossen.

Protokollauszug
9. Plenum, 17.12.2008 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 8 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000217.html


Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/607 
 19.02.2009 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Verfassung, Recht, 
Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 16/127 

zur Überleitung von Zuständigkeiten in der Gesundheit, 
im Arbeitsschutz und in der Ernährung 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g

Berichterstatter: Dr. Florian Herrmann 
Mitberichterstatter: Horst Arnold 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Ver-
fassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbrau-
cherschutz federführend zugewiesen. 
Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf beraten und endberaten. 
Der Ausschuss für Soziales, Familie und Arbeit, 
der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und der Ausschuss für Umwelt und Ge-
sundheit haben den Gesetzentwurf mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 3. Sitzung am 22. Januar 2009 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FW: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Soziales, Familie und Arbeit hat 
den Gesetzentwurf in seiner 5. Sitzung am 5. Feb-
ruar 2009 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FW: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 

 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Gesetzentwurf in seiner 4. Sitzung 
am 18. Februar 2009 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FW: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Umwelt und Gesundheit hat den 
Gesetzentwurf in seiner 5. Sitzung am 19. Februar 
2009 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FW: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

6. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 7. Sitzung am 19. Februar 2009 end-
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FW: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/127, 16/607 

Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten in der  
Gesundheit, im Arbeitsschutz und in der Ernährung 

Art. 1 
Angelegenheiten des Krankenhauswesens  

und der gesetzlichen Krankenversicherung  

(1) 1Die durch Vorschriften des bayerischen Landesrechts 
für das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen begründeten Zuständigkeiten für die 
Angelegenheiten des Krankenhauswesens, der gesetzlichen 
Krankenversicherung einschließlich des Vertragsarztrechts 
sowie der Aufsicht über die Träger der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, deren Verbände und – bezüglich der ge-
setzlichen Krankenversicherung – die Versicherungsbehör-
den stehen dem Staatsministerium für Umwelt und Ge-
sundheit zu. 2Dies gilt im Besonderen für die Zuständigkei-
ten des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen nach 

1. dem Bayerischen Krankenhausgesetz (BayRS 2126-8-A), 

2. Art. 7 Abs. 1, soweit die gesetzliche Krankenversiche-
rung betroffen ist, und Art. 9 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Sozialgesetze (BayRS 86-7-A) 

sowie den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in den 
in Satz 1 bezeichneten Angelegenheiten erlassen worden 
sind. 3Entsprechendes gilt für die Zuständigkeiten des den 
Geschäftsbereich Arbeit und Sozialordnung, Familie und 
Frauen leitenden Mitglieds der Staatsregierung. 

(2) Vom Übergang nach Abs. 1 ausgeschlossen ist die Zu-
ständigkeit des Staatsministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen für das Unterbringungswesen 
einschließlich der Fachaufsicht über den Vollzug der Un-
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in 
einer Entziehungsanstalt auf Grund einer strafgerichtlichen 
Entscheidung sowie die Aufsicht über die forensisch-psy-
chiatrischen Ambulanzen, in denen Straftäter, die aus dem 
Maßregelvollzug entlassen wurden oder deren Maßregel 
zur Bewährung ausgesetzt wurde, betreut werden. 

Art. 2 
Angelegenheiten des Arbeitsschutzes 

(1) 1Die durch Vorschriften des bayerischen Landesrechts 
für das Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz begründeten Zuständigkeiten für die Ange-
legenheiten des Arbeitsschutzes einschließlich des techni-
schen und des stofflichen Verbraucherschutzes, des Ar-
beitszeitschutzes, des Sonderarbeitsschutzes für Jugendli-
che und Frauen, der Arbeitsmedizin mit den Berufskrank-
heiten, der Gewerbeaufsicht einschließlich der Chemika-
liensicherheit und der Röntgenverordnung sowie für die 
Überwachung überwachungsbedürftiger Anlagen, soweit 
nicht die Zuständigkeit eines anderen Staatsministeriums 
gegeben ist, stehen dem Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie und Frauen zu. 2Dies gilt im Be-
sonderen für die Zuständigkeit des Staatsministeriums für 
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz nach 
1. dem Bayerischen Arbeitsschutz-Zuständigkeitsgesetz 

(BayRS 805-1-UG),  
2. dem Abkommen über die Zentralstelle der Länder für 

Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle 
der Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des 
Gefahrstoffrechts (BayRS 805-7-UG) 

sowie den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in den 
in Satz 1 bezeichneten Angelegenheiten erlassen worden 
sind. 3Entsprechendes gilt für die Zuständigkeiten des den 
Geschäftsbereich Umwelt und Gesundheit leitenden Mit-
glieds der Staatsregierung. 
(2) 1Soweit Behörden und Einrichtungen schwerpunktmä-
ßig für Angelegenheiten des Abs. 1 Satz 1 zuständig sind 
und dem Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz nachgeordnet waren, sind sie dem 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie 
und Frauen in gleicher Weise nachgeordnet. 2Ermächti-
gungen der Staatsregierung und des Staatsministeriums zur 
Einrichtung der Behörden im Einzelnen bleiben unberührt. 

Art. 3 
Angelegenheiten der Ernährung 

1Die durch Vorschriften des bayerischen Landesrechts für 
das Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz begründeten Zuständigkeiten für Angele-
genheiten der Ernährung stehen dem Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu. 2Dies gilt im 
Besonderen für die Zuständigkeit des Staatsministeriums 
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz nach Art. 3 
Abs. 1 Nr. 1 und Art. 34 des Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetzes (BayRS 2120-1-UG), soweit aus-
schließlich oder im Schwerpunkt Angelegenheiten der 
Ernährung betroffen sind. 3Entsprechendes gilt für die Zu-
ständigkeiten des den Geschäftsbereich Umwelt und Ge-
sundheit leitenden Mitglieds der Staatsregierung. 
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Art. 4 
Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits- und Ve-
terinärdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz 
sowie die Lebensmittelüberwachung (Gesundheitsdienst- 
und Verbraucherschutzgesetz – GDVG) vom 24. Juli 2003 
(GVBl S. 452, ber. S. 752, BayRS 2120-1-UG), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 464), 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

„(2) Soweit das Landesamt für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit Fachaufgaben des techni-
schen, sozialen und medizinischen Arbeitsschutzes 
sowie des technischen und stofflichen Verbrau-
cherschutzes (mit Ausnahme des Schutzes vor io-
nisierender und nicht ionisierender Strahlung, der 
Anlagensicherheit und der physikalischen Mess-
technik) wahrnimmt, untersteht es insoweit der 
Fachaufsicht des Staatsministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie und Frauen.“ 

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden Abs. 3 bis 5. 

2. Art. 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „Abs. 2“ durch 
die Worte „Abs. 3“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „Abs. 4“ durch 
die Worte „Abs. 5“ ersetzt. 

(2) In Art. 32 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Gesetzes über 
die Berufsausübung, die Berufsvertretungen und die Be-
rufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apothe-
ker sowie der Psychologischen Psychotherapeuten und der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Heilberufe-
Kammergesetz - HKaG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Februar 2002 (GVBl S. 42, BayRS 2122-3-
UG), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 
2008 (GVBl S. 132), werden die Worte „im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen“ gestrichen. 

(3) Das Gesetz über den Vollzug des Tierseuchenrechts 
(BayRS 7831-1-UG), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 118 
des Gesetzes vom 7. August 2003 (GVBl S. 497), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 1 und 2 Satz 1, Art. 4 Abs. 2 Satz 3, 
Art. 5b Abs. 1 Sätze 1 und 3 Nr. 5 und Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2 sowie Art. 5c Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Sätze 1 
und 2 werden jeweils die Worte „Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die Wor-
te „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

2. Art. 5f wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) In Satz 1 werden die Worte „Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die 
Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

3. In Art. 6 sowie in Art. 8a Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und 
Abs. 2 werden jeweils die Worte „Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die 
Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

(4) In § 1 Abs. 4 der Verordnung zum Vollzug tierschutz-
rechtlicher Vorschriften vom 26. März 1999 (GVBl S. 144, 
BayRS 7833-1-1-UG) werden die Worte „Arbeit und Sozi-
alordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die 
Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

 
Art. 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 30. Oktober 2008 
in Kraft.  

(2) 1Mit Ablauf des 29. Oktober 2008 treten außer Kraft: 
1. das Gesetz über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in 

der Ernährung und im Verbraucherschutz vom 
9. April 2001 (GVBl S. 108, BayRS 1102-10-S), geän-
dert durch Art. 37 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes vom 
24. Juli 2003 (GVBl S. 452), 

2. das Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten vom 
23. Juli 1993 (GVBl S. 496, BayRS 1102-7-S) und  

3. das Dritte Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten 
vom 29. Dezember 1998 (GVBl S. 1013, BayRS 1102-
9-S).  

2Die durch die aufgehobenen Vorschriften eingetretenen 
Rechtswirkungen bleiben unberührt.   

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Überleitung von Zuständigkeiten in der Gesundheit, im Arbeitsschutz und in 

der Ernährung (Drs. 16/127) 

- Zweite Lesung -

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurde 

eine Redezeit von fünf Minuten pro Fraktion vereinbart. Erster Redner ist Herr Kollege 

Dr. Florian Herrmann für die CSU-Fraktion.

Dr. Florian Herrmann (CSU):  Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Ba-

yerische Landtag - also wir - hat am 30. Oktober 2008 gemäß Artikel 49 Satz 2 der 

Bayerischen Verfassung die Bestimmungen des Ministerpräsidenten zur neuen Abgren-

zung der Staatsministerien bestätigt. Damit haben sich folgende Änderungen ergeben: 

Die Zuständigkeit für das Krankenhauswesen, für die gesetzliche Krankenversicherung 

einschließlich des Vertragsarztrechts und für die Aufsicht im Bereich der gesetzlichen 

Krankenversicherung liegt nunmehr beim Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit. 

Beim Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen ressortieren 

der Arbeitsschutz einschließlich des technischen und stofflichen Verbraucherschutzes 

sowie die Überwachung überwachungsbedürftiger Anlagen, soweit nicht die Zuständig-

keit eines anderen Ministeriums gegeben ist. Die Angelegenheiten der Ernährung wur-

den vom bisherigen Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

auf das Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten übertragen. Das 

neu bezeichnete Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz erhielt, wie es 

der Name sagt, die Zuständigkeit für die Verbraucherschutzpolitik.

Mit dem zur Abstimmung stehenden Gesetzentwurf sollen die Rechtsvorschriften des 

bayerischen Landesrechts an die vom Hohen Hause bereits bestätigten Organisations-

entscheidungen des Ministerpräsidenten angepasst werden. Der Gesetzentwurf trägt 

also zur Rechtsklarheit bei. Rechtstechnisch handelt es sich um eine Formalie, da die 
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Organisationsentscheidung der Überleitung von Zuständigkeiten zwischen verschiede-

nen Staatsministerien in den davon betroffenen gesetzlichen Regelungen nachvollzogen 

wird. Rechtspolitisch aber halten wir diese Neueinteilung der Ressorts für richtig und 

sinnvoll. Die Änderung dient der Klarheit und Unkompliziertheit der Verwaltung und 

steckt den Rahmen für die Effizienzsteigerung der Verwaltung sowie des Verbraucher-

schutzes ab. Es handelt sich also um ein Gesetz, das zwar im formalrechtlichen Kleid 

daherkommt, aus dem sich aber im Ergebnis ein erhebliches Mehr an Bürgernähe und 

Verbraucherschutz ergibt.

Was inhaltlich zusammengehört, soll auch organisatorisch zusammen erledigt werden. 

Es war immer ein Problem, dass wir ein Ministerium hatten, das für Gesundheit zuständig 

war, aber nicht für die Krankenhäuser und das Vertragsarztwesen. Es ist daher sinnvoll, 

den gesamten Gesundheitsbereich inklusive der Krankenhäuser und des Vertragsarzt-

wesens in einem Haus zusammenzufassen. Aus demselben Grund bleibt auch die 

Zuständigkeit für das Verbraucherinformationsgesetz im Geschäftsbereich des Staats-

ministeriums für Umwelt und Gesundheit, da es im Wesentlichen den Umgang mit und 

die Kennzeichnung von Lebensmitteln betrifft. Für den Bereich der Ernährungspolitik 

halte ich es für sinnvoll, dieses wichtige Feld im Landwirtschaftsministerium angesiedelt 

zu haben. Produktion und Verbrauch gehören zusammen.

Die eigentliche Neuerung bei der Neuressortierung ist, dass das Justizministerium eine 

weitere Zuständigkeit bekommen hat, nämlich den Verbraucherschutz. Für den Über-

gang der neuen Aufgaben auf das Justizministerium sind ausdrückliche gesetzliche 

Zuständigkeitsbestimmungen nicht erforderlich, weshalb diese auch nicht Gegenstand 

des Gesetzes sind. Dieser wichtige Schritt ist jedoch im Rahmen des Gesamtpakets der 

Umressortierung zu sehen. Aus diesem Paket spricht die klare politische Botschaft, dem 

Verbraucherschutz eine zentrale und für die Bürgerinnen und Bürger auch sichtbare 

Rolle einzuräumen. Daher zeichnet das Justiz- und Verbraucherschutzministerium künf-

tig verantwortlich für die Verbraucherpolitik als Querschnittsaufgabe einschließlich des 
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wirtschaftlichen Verbraucherschutzes sowie für die Förderung der Verbraucherbera-

tung.

Nie hatten die Bürgerinnen und Bürger mehr Möglichkeiten oder die Qual der Wahl zwi-

schen verschiedenen Telefontarifen, Krankenkassen, Finanzdienstleistungsprodukten, 

Stromtarifen und vielem mehr. Hier gilt es, einen Ausgleich zu finden zwischen den An-

liegen der Verbraucher und den berechtigten Interessen der Wirtschaft. Auswüchsen 

und Missbrauch muss Einhalt geboten werden. Aus diesem Grund wurde der Verbrau-

cherschutz als Querschnittsaufgabe mit einem Initiativrecht in allen Bereichen des 

Verbraucherschutzes geschaffen und die Verbraucherberatung in den Vordergrund ge-

stellt.

Dieses Gesetz dient der Umsetzung eines modernen und pragmatischen bürgernahen 

Zuschnitts der Zuständigkeit der bayerischen Staatsministerien. Daher bitte ich Sie um 

Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der CSU )

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Für die SPD-Fraktion erteile ich das Wort dem 

Kollegen Horst Arnold.

Horst Arnold (SPD):  Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrter Herr Dr. Herrmann, für Ihre Ausführungen in den ersten 60 Sekun

den bin ich Ihnen sehr dankbar; denn Sie haben die rechtliche Situation, über die jetzt 

zu entscheiden ist, genau dargelegt. Deswegen muss ich das nicht wiederholen. Tat-

sächlich ist es so, dass wir hier nur formell entscheiden, faktisch hat sich - so die 

Einschätzung meiner Fraktion - das Zuständigkeitswirrwarr, das angerichtet worden ist, 

bereits manifestiert.

(Beifall bei der SPD )

Sie haben hier in Bayern eine Regelung gewählt, die vollkommen atypisch ist, aber Sie 

haben sie nun einmal gewählt. Ich weise darauf hin, dass die zuständige Ministerin Dr. 
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Merk, wenn sie etwas mit dem Bund zu tun hat, mit der Landwirtschaftsministerin Ilse 

Aigner kommunizieren muss. Es scheint mir doch etwas schwierig zu sein, hier die rich-

tigen Schnittstellen zu erreichen. Das Justizministerium ist nun auch eine Stabsstelle für 

Initiativen im Verbraucherschutz. Wir haben an anderer Stelle schon gehört, dass nun-

mehr sieben Verbraucherlotsen installiert werden sollen. Das Aufgabenspektrum ist 

offen und breit und noch nicht definiert. Tatsächlich haben wir aber Verbraucherzentralen 

in Bayern, die funktionieren und ihre Arbeit solide verrichten. Ich bin der Ansicht, wenn 

wir den Verbraucherschutz stärken wollen, dann sollten wir die Aktivitäten auf diese 

Verbraucherzentralen konzentrieren.

(Beifall bei der SPD )

Darüber hinaus sagen die Verbraucherzentralen, der größte Wunsch der Verbraucher-

innen und Verbraucher ist es, einen einzigen Ansprechpartner zu haben. Was haben 

wir? - Die Ernährungsberatung ist nunmehr beim Landwirtschaftsministerium, und die 

Stabsstelle ist beim Justizministerium. Wir haben auch in der Vergangenheit, als diese 

Regelung initiiert worden ist, ein Krisenmanagement angemahnt, weil Situationen wie 

der Dioxinskandal und dessen Bewältigung ein gewisses Know-how erforderlich ma-

chen. Wir haben erfahren dürfen, dass die Krise von den Verantwortlichen im Umwelt-

ministerium hervorragend bewältigt worden ist, aber bezüglich der Umsetzung für die 

Zukunft keine Kommunikation zwischen den beiden Ministerien stattfand. Wer solche 

Initiativen ergreifen will, muss wissen, wofür, aus welchen Gründen und auf welcher 

Grundlage das geschieht. Das scheint bislang nicht zu funktionieren.

Ein weiterer Aspekt ist der Datenschutz; dieser ist bislang noch nicht zur Sprache ge-

kommen. Wir waren am Montag im Landesamt für Datenschutz und haben festgestellt, 

dass auch dort viele Anfragen auflaufen, die sich darauf beziehen, ob Anrufe durch ir-

gendwelche Werber erfolgen dürfen oder nicht. Auch dabei unterscheidet die Daten-

schutzbehörde deutlich zwischen Anfragen nach dem Verbraucherschutz, nämlich 

solchen, die einfach nur anrufen, während es eine Frage des Datenschutzes darstellt, 

wenn Dateien oder Unterlagen ausgewertet werden.
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Das ist eine weitere vernetzungswürdige Baustelle, die notwendigerweise politisch zu 

bearbeiten ist. Das einfach nur mit Zuständigkeitsmarken zu versehen, ist in diesem 

Zusammenhang falsch. Wir wünschen uns in diesem Zusammenhang eine andere Ar-

beit. Wir verweisen auch auf die heillose Situation bei dem Informationsfreiheitsgesetz. 

Ich habe bereits an anderer Stelle darauf hingewiesen: Aufgrund der Initiative des Frei-

staates Bayern soll erreicht werden, dass Akteneinsicht bei der BaFin durch geprellte 

Anleger und deren Anwälte nicht mehr möglich ist. Gott sei Dank hat die Bundestags-

fraktion der SPD dieses, teilweise zusammen mit der FDP, aus der Welt geschafft. Diese 

Initiative ist somit nicht mehr notwendig, jedoch stellt dies nicht ein Verdienst des Minis-

teriums für Verbraucherschutz dar.

Die SPD ist für Verbraucherschutz, wir sind auch für Datenschutz. Wir sind jedoch der 

Ansicht, dass die organisatorische Ausgestaltung in der von Ihnen gewählten Weise 

nicht geeignet ist, dem breit gefächerten Bedürfnis der Bevölkerung gerecht zu werden. 

Aber auf Basis der nunmehr gewonnenen Erkenntnisse und den geschaffenen Tatsa-

chen sind wir jedoch bereit, im Interesse des Verbraucherschutzes und hinsichtlich 

rechtlicher, technischer, ernährungsbezogener und gesundheitsbezogener Fragestel-

lungen sowie Fragestellungen im Hinblick auf die Lebensmittelsicherheit mit Ihnen 

zusammenzuarbeiten, um vernünftige Lösungen zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger 

des Freistaats Bayern zu erzielen. Wir werden diesen Gesetzentwurf jedoch ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Für die Fraktion der 

Freien Wähler erteile ich Herrn Dr. Karl Vetter das Wort.

Dr. Karl Vetter (FW):  Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich mache es kurz: Wir 

Freien Wähler stimmen der "Lex Söder" - wenn auch mit Bauchgrimmen - zu, aber wir 

stimmen zu.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege, ich denke, das ist ein 

Lob wert für die kürzeste parlamentarische Rede des heutigen Tages. Auch wenn Sie 
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Zeit hereingeholt haben, haben sich die Fraktionen zwischenzeitlich darauf verständigt, 

die Tagesordnungspunkte 9 bis 12 für heute abzusetzen und auf die Haushaltswoche 

zu verschieben.

Wir führen die Diskussion mit Frau Theresa Schopper für die Fraktion des BÜNDNISSES 

90/DIE GRÜNEN weiter.

Theresa Schopper (GRÜNE):  Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Die 

Beschwerden der Freien Wähler müssen wohl sehr triftig gewesen sein, sodass das 

Bauchweh sie wieder an ihren Platz getrieben hat. Auch wenn wir schon einige Monate 

an Gewöhnungseffekten hinter uns haben, weil die Umressortierung de facto schon er-

folgt ist, werden wir dem Gesetzentwurf heute nicht zustimmen. Mit dem Gesetzentwurf 

sollen die Zuständigkeiten für Gesundheit, Arbeitsschutz und hinsichtlich der Ernährung 

festzementiert werden. Herr Kollege Arnold hat vonseiten der SPD-Fraktion zum Ver-

braucherschutz schon einiges gesagt; ich werde das nicht wiederholen. Wir sagen: Von 

unserer Seite müsste man sich Umressortierungen anhand inhaltlicher Leitlinien über-

legen. Wir hätten es für sinnvoll gehalten, wenn der Bereich der Bildung für die Zeitab-

schnitte von null bis zum Erwachsenenleben zusammengefasst worden wäre. Wir halten 

auch eine Zusammenführung hinsichtlich der Fragen der Gesundheit für sinnvoll.

(Unruhe)

- Ich hätte gerne etwas mehr Ruhe, ich kann sie mir auch selber suchen, aber wenn Sie 

schon eine Klingel haben, schauen Sie doch, dass Sie etwas läuten.

Ich halte es für richtig, was Kollege Herrmann gesagt hat, dass das, was zusammenge-

hört, auch zusammengeführt werden soll. Ich weiß aber nicht, was Sie als zusammen-

gehörig empfinden. Wenn ich mir ansehe, wie Kollege Söder mit stolzgeschwellter Brust 

noch zehn Zentimeter größer geworden ist, weil er als Lebensminister durch die Hallen 

marschiert, dann denke ich, zum Leben sollte auch die Pflege gehören. Die Pflege ist 

jedoch weiter im Sozialministerium angesiedelt. Von daher hätte ich es als richtig emp-

funden - bisher war es so, dass der Abschnitt bis zum Eintritt einer Krankheit im 
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Gesundheits- und Umweltministerium angesiedelt war und der Abschnitt nach Eintritt 

der Krankheit im Sozialministerium -, die Zuständigkeit für diese beiden Phasen in einem 

Hause zusammenzuführen. Ich hätte sie dabei gerne im Sozialministerium unterge-

bracht, weil ich auch die Pflege für einen relevanten Teil hinsichtlich der Gesundheits-

fragen hatte. Von daher halte ich diese Umressortierung für falsch.

Zudem glaube ich, dass das Potenzial, das auch im Armutsbericht dokumentiert worden 

ist - Armut und Gesundheit sind leider auch ein Paar - im Gesundheitsministerium nicht 

so gut aufgehoben ist. Auch dafür wäre das Ministerium an der Winzererstraße weit 

berufener gewesen. Auch die Lösung der Schnittstelle zur Psychiatrie ist mir ein Rätsel.

Von daher glaube ich, dass bei dieser Umressortierung viel Wortgeklingel geschehen 

ist. Hinsichtlich der tatsächlichen Bedürfnisse in Bezug auf die Gesundheit ist man je-

doch am Ziel vorbeigeschossen. Von daher lehnen wir den Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Frau Kollegin. Als voraussichtlich 

letztem Redner erteile ich dem Kollegen Dechant für die FDP-Fraktion das Wort.

Thomas Dechant (FDP):  Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Änderungen des Zuschnitts wurden in diesem Hause letztes Jahr schon einmal grund-

sätzlich beschlossen. Von daher ist ein formaler Beschluss durch Gesetz erforderlich. 

Die Umordnung der Zuständigkeiten bringt in unseren Augen eine klarere Gliederung. 

Dies schafft Klarheit für alle Beteiligten und auch für die Menschen, die die Ministerien 

ansprechen wollen.

Kritik von der Opposition ist nachvollziehbar. Ihre Aufgabe ist es ja auch, das Haar in der 

Suppe zu suchen. Aber ich denke, wir lassen die Suppe noch etwas kochen und ser-

vieren sie erst, bevor wir darin die Haare suchen. Ausdrücklich bedanken möchte ich 

mich bei der SPD für das Lob hinsichtlich der BaFin-Angelegenheit im Bundestag.
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Zum Thema Verbraucherschutz möchte ich anmerken: Ich halte es für nicht so gut, dass 

man dieses Thema mit der Power mehrerer Ministerien weiterverfolgt. Wir stimmen zu.

(Beifall bei der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Die Aussprache ist 

geschlossen, da mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur Abstim-

mung. Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 16/127 und die 

Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Verfassung, 

Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz auf Drucksache 16/607 zugrunde. Der 

federführende und endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 

und Verbraucherschutz empfiehlt die unveränderte Annahme. Wer dem Gesetzentwurf 

zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der 

Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der CSU, der FDP und der Freien Wähler gegen die 

Stimmen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN angenommen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen, und sehe hierzu keinen Widerspruch.

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu 

erheben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Mit dem gleichen Stimmverhältnis wie bei der 

Zweiten Lesung, nämlich den Stimmen der CSU, der FDP und der Freien Wähler gegen 

die Stimmen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN ist der Gesetzentwurf

angenommen. Das Gesetz hat den Titel: "Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten 

in der Gesundheit, im Arbeitsschutz und in der Ernährung".

Protokollauszug
15. Plenum, 26.03.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 8 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000380.html
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